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rechtigung und Selbstbestimmungs­
recht der Völker; 9. Zusammenar­
beit zwischen den Staaten; 10. Er­
füllung völkerrechtlicher Verpflich­
tungen nach Treu und Glauben. 
Der Kampf um die Durchsetzung 
der f. K. ist untrennbarer Bestand­
teil des Kampfes für —► Frieden, in­
ternationale Sicherheit und Ent­
wicklung normaler, dem demokrati­
schen Völkerrecht entsprechenden 
Beziehungen zwischen den Staaten. 
Die Politik der f. K. entspricht dem 
Wesen des Sozialismus und seinem 
Interesse am Frieden. Durch die 
Veränderung des internationalen —► 
Kräfteverhältnisses zugunsten des 
Sozialismus und der anderen anti­
imperialistischen Kräfte ist es mög­
lich, den —* Imperialismus zur f. K. 
zu zwingen, obwohl er gemäß sei­
nem aggressiven Wesen immer wie­
der zur Expansion und zum Krieg 
drängt und versucht, die gesetzmä­
ßige Entwicklung zum Sozialismus 
und die Befreiung der Völker auch 
mit militärischer Gewalt zu verhin­
dern oder rückgängig zu machen. 
F. K. ist entsprechend den bestehen­
den Gegensätzen zwischen den bei­
den Gesellschaftssystemen Sozialis­
mus und Kapitalismus eine Form 
des internationalen Klassenkampfes 
und des damit verbundenen Wettbe­
werbs " zwischen Staaten unter­
schiedlicher Gesellschaftsordnung, 
die jedoch den Kampf mit militäri­
schen Mitteln ausschließt. Die f. K. 
schafft günstige Bedingungen für 
den Klassenkampf der Werktätigen 
gegen das Kapital, für ihre soziale 
Befreiung, für den nationalen Be­
freiungskampf der vom Imperialis­
mus unterdrückten Völker sowie 
für die Unterstützung dieses Kamp­
fes durch den Sozialismus. Eine 
Übertragung der Politik der f. K. 
auf den Klassenkampf innerhalb der 
kapitalistischen Staaten, auf den an­
tikolonialen Kampf und auf den 
ideologischen Klassenkampf ist 
nicht zulässig, weil es sich hierbei 
um völlig andere gesellschaftliche

Beziehungen handelt. F. K. bedeutet 
deshalb nicht, den sozialen Status 
quo festzuschreiben. Bürgerliche 
Ideologen diskreditieren die Politik 
der f. K., indem sie die Koexistenz 
dieser Staaten in friedlicher Form 
von den ideologischen Beziehungen 
zwischen ihnen abhängig machen 
wollen. Die Politik der f. K. schließt 
die ideologische Auseinanderset­
zung ein, weil es auf dem Gebiet 
der Ideologie keine Kompromisse, 
kein Zwischending (Lenin, 5, 
S. 396) geben kann. Gegenwärtig ist 
zu verzeichnen, daß mit der Durch­
setzung der f. K. der ideologische 
Klassenkampf an Schärfe zunimmt, 
weil die Rolle der bewußt handeln­
den Volksmassen gewachsen ist und 
der Imperialismus für seine be­
grenzter werdenden Möglichkeiten 
der Einflußnahme auf die Weltpoli­
tik vielfältigere und raffiniertere 
ideologische Mittel einsetzt. »Die 
Politik der friedlichen Koexistenz 
ist der einzig gangbare Weg, auf 
dem die Gefahr eines neuen Welt­
krieges gebannt und der Frieden 
dauerhaft gesichert werden kann. 
Zu ihr gibt es keine annehmbare Al­
ternative. Damit den Völkern die 
Katastrophe eines atomaren Infer­
nos erspart bleibt, muß sich die Ver­
nunft dieser Politik, der sich auch 
realistisch denkende Staatsmänner 
und Politiker der westlichen Welt 
nicht verschließen können, als Mo­
tiv praktischen Handelns durchset­
zen.« (Honecker, X. Parteitag, 
S. 13)
Das Erstarken des Sozialismus, 
seine initiativreiche, konsequente 
Außenpolitik und das Anwachsen 
der Kräfte im Friedenskampf er­
möglichen die immer umfassendere 
Durchsetzung der f. K. Auf der 
Grundlage der Verwirklichung der 
—* Friedensprogramme des Sowjet­
staates, des XXIV. und XXV. Par­
teitags der KPdSU, vollzog sich be­
sonders seit Beginn der 70er Jahre 
der Übergang vom kalten Krieg zur 
Entspannung in den internationalen


